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Entnazifizierung in Ostdeutschland 
Bei den "politischen Säuberungen" bzw. "Entnazifizierungen" in den Gebieten östlich der 
Oder-Neiße wurden in erster Linie alle "Kapitalisten" und die "Intelligenz" ausgeschaltet. Den 
sowjetischen Kampftruppen folgten regelmäßig NKWD-Geheimpolizisten. Die berüchtigten 
NKWD-Einheiten, die man im Jahre 1944 dem sowjetischen Ministerium des Innern ange-
gliedert hatte, richteten in allen größeren Gemeinden und Städten Kommandanturen ein. Die 
NKWD-Streifen nahmen häufig auch Juden, Kommunisten, Sozialisten und Antifaschisten 
fest, die man gerade erst aus den NS-Vernichtungs- und Konzentrationslagern befreit hatte. 
Die verhafteten Ost- und Volksdeutschen wurden in Zuchthäusern, Gefängnissen, Viehställen 
oder in Kohlenkellern inhaftiert. 
Während der Verhöre oder "Gerichtsverhandlungen" wurden manche Angeklagte äußerst bru-
tal gefoltert, um Geständnisse zu erpressen. Im allgemeinen mußte man folgende Standard-
fragen beantworten: "Du Nazi? SS? SA? HJ? BDM? Aktiver Soldat? Lebenslauf? Beruf?"  
Falls die sogenannten "Kapitalisten" - Geschäftsleute und Gutsbesitzer - ihre verborgenen 
"Schätze" oder Warenlager nicht preisgeben wollten, erhielten sie spezielle Prügelrationen. 
Einige Häftlinge unterschrieben frühzeitig Geständnisse - Parteizugehörigkeit etc., um weitere 
Mißhandlungen zu vermeiden oder weil sie Denunzianten fürchteten. Die Mehrheit wehrte 
sich jedoch zunächst hartnäckig gegen alle Schuldzuweisungen. Da viele Dolmetscher nur 
mangelhaft deutsch sprachen, ereigneten sich dauernd Mißverständnisse, die Unschuldigen 
das Leben kosteten oder Schuldigen die Freiheit schenkten.  
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die sowjetische "Entnazifizierung" in den Gebieten östlich von Oder und Neiße (x001/-
97E-98E): >>... Um einen Überblick über die Bevölkerungsverhältnisse zu gewinnen, hatten 
die nach dem Abschluß der Kampfhandlungen in den Städten und größeren Dörfern eingerich-
teten russischen Kommandanturen die Registrierung aller deutschen Einwohner angeordnet. 
Diese Registrierungen hatten jedoch noch einen anderen Zweck.  
Sie waren meist mit Befragungen und Verhören der einzelnen Deutschen verbunden und soll-
ten alle nach Ansicht der Sowjets politisch verdächtigen und gefährlichen Elemente ausfindig 
machen, neben ehemaligen Mitgliedern der NSDAP, und ihrer verschiedenen Organisationen 
auch Volkssturmmänner sowie die ganze Gruppe der als "Kapitalisten" Bezeichneten.  
Wurde dabei schon der Kreis der Verhafteten weit über das später in den Potsdamer Beschlüs-
sen vorgesehene Maß ausgedehnt, so ließ sich die Behandlung der Verhafteten überhaupt 
nicht mehr rechtfertigen. Die in Gefängnissen und Lagern untergebrachten Verhafteten hatten, 
soweit sie nicht sofort nach Rußland deportiert wurden, unter fortgesetzten Verhören, zahlrei-
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chen Mißhandlungen und kärglichster Ernährung zu leiden.  
Im oberschlesischen Industriegebiet, wo die Zahl der Männer noch höher war als in anderen 
Gegenden, wurden die Verhöre und Verhaftungen aller irgendwie mit der NSDAP, verbunde-
nen Deutschen, auch soweit es sich nur um formelle Mitglieder handelte, bereits eine Woche 
nach der Besetzung mit systematischer Gründlichkeit durchgeführt.  
In den ländlichen Gegenden zogen sie sich dagegen meist durch die ganze Zeit der sowjeti-
schen Militärverwaltung hin. Offensichtlich entartete die politische Säuberung, die "Entnazi-
fizierung", unter den Händen der politischen Kommissare oft zu bloßen Rache- und Verfol-
gungsakten, die nur noch wenig mit Rechtsprozessen zu tun hatten. In vielen Fällen bildete sie 
lediglich den Vorwand für Aktionen ganz anderer Art, wie vor allem die Deportation, viel-
leicht sogar die bewußte Vernichtung bürgerlicher Schichten. 
Besonders in den Wochen, die unmittelbar auf die Eroberung und Besetzung folgten, war die 
Behandlung der Deutschen durch die sowjetische Militärverwaltung in offenkundiger Weise 
von Vergeltungsgefühlen und der deutlichen Absicht zu einer mit europäischen Rechtsbegrif-
fen unvereinbaren Erniedrigung der Beschuldigten geleitet. Da vielen Betroffenen die den 
Deutschen insgesamt zur Last gelegten Verbrechen der nationalsozialistischen Führung und 
Verwaltung in Rußland unbekannt geblieben waren, haben sie den kausalen Zusammenhang 
mit dem Vorhergegangenen nicht verstehen können. 
Das gilt u.a. von der Art, mit der die russischen Besatzungsbehörden die deutsche Bevölke-
rung zum Arbeitseinsatz heranzogen.<<  
Das Bundesarchiv Koblenz berichtete im Jahre 1974 über die sowjetische Entnazifizierung in 
den ostdeutschen Provinzen (x010/32): >>... Die Verhafteten wurden in Gefängnisse oder in 
sog. GPU-Keller verbracht und tage- und wochenlangen Verhören unter Bedrohung mit 
Schußwaffen unterworfen. Es fanden hier schwerste Mißhandlungen, in Einzelfällen mit To-
desfolge, statt, um von den Verhafteten eine Unterschrift zu erzwingen, daß sie einer Parteior-
ganisation angehört haben, wie dies durch zahlreiche Aussagen übereinstimmend überliefert 
ist.  
Die meisten der Verhafteten sind ... in die Arbeitslager der Sowjetunion verschleppt worden. 
Offenbar handelte es sich um Personen, die die von ihnen geforderte Unterschrift geleistet 
haben. Andere, von denen eine Erklärung über eine Zugehörigkeit zu NS-Organisationen trotz 
der Folterungen nicht zu erlangen war, wurden schließlich entlassen.<<  
 
Systematische Plünderungen und Zerstörungsaktionen in Ostdeutschland 
Die sowjetische Militärführung hatte bereits im Dezember 1944 organisatorische Vorausset-
zungen für den Abtransport des Plünderungsgutes eingeleitet. Hinter der sowjetischen Kampf-
front wurden spezielle Postämter für den persönlichen Paketversand in die Sowjetunion einge-
richtet und offizielle Sondergenehmigungen erteilt (x001/66E).  
Jeder "einfache" sowjetische Soldat durfte monatlich 2 Pakete - Höchstgewicht je Paket = 8 
kg - per Post in die Heimat schicken (x028/89). Sowjetische Offiziere konnten die doppelte 
Menge versenden. Angesichts der Tatsache, daß die Rotarmisten außer ihrer schmalen Ver-
pflegungsration nichts besaßen, mußten sie sich "notgedrungen" Kriegsbeute beschaffen, da-
mit sie ihren Angehörigen überhaupt etwas schicken konnten. 
Die zügellosen "Befreier" plünderten nicht nur hemmungslos, sondern vielfach zerstörten sie 
außerdem alles, was sie nicht gebrauchen oder mitnehmen konnten.  
Um die zugesagte Plünderungsfreiheit zu erleichtern, hetzte man die Deutschen tagelang in 
der näheren Umgebung ihrer Wohnorte herum. Viele "Plünderungsevakuierte" durften erst 
nach 8-14 Tagen in ihre Heimatorte zurückkehren. 
Nach den Plünderungen und Zerstörungsaktionen konnte man einige Ortschaften fast nicht 
mehr erkennen. Wohin man auch blickte, überall sah man abgebrannte Ruinen oder Häuser 
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mit zerschlagenen Fenstern und Türen.  
In den Häusern und Wohnungen herrschten oftmals entsetzliche Zustände. Die Plünderer hat-
ten alle Fenster und Türen zerschlagen oder eingetreten. Sämtliche Räume, vom Keller bis 
zum Dachboden, waren durchgewühlt und mutwillig verwüstet. In den Wohnungen lagen zer-
splitterte Porzellangefäße, Bilder, Lampen und Spiegel. Einige Räume waren z.T. kniehoch 
mit vernichteten Gegenständen angefüllt. Aufgeschlitzte Federbetten, Kleidungsstücke, Wä-
sche, zerbrochener Hausrat, Glas- und Porzellanscherben, verdorbene Lebensmittel aller Art 
und demolierte Möbel bedeckten die Fußböden.  
Vielerorts lagen Einrichtungsgegenstände und Möbel vor den Häusern, weil man sie während 
der Plünderungen kurzerhand aus den Fenstern auf die Straße geworfen hatte.  
Wertvolle Bilder, Klaviere, Ledermöbel, Teppiche, Standuhren und andere kostbare Vermö-
genswerte standen trotz Schnee, Regen oder Sturm ungeschützt an den Straßenrändern. Auf 
den Straßen flatterten verschmutzte Bilder, zerrissene Bücher und wertvolle Briefmarken-
sammlungen umher.  
In den Ställen und Scheunen der Bauern sah es ebenfalls trostlos aus. Viele Viehställe und 
Scheunen waren vollständig leer, denn die sowjetischen Reparationskommandos hatten be-
reits alle landwirtschaftlichen Maschinen und Geräte, den Viehbestand, Getreide- und Futter-
vorräte sowie Saatbestände in die UdSSR transportiert. Da mehrere Millionen Rotarmisten 
verpflegt werden mußten, wurde der Großviehbestand (Rinder, Schweine, Schafe und Ziegen) 
schnell drastisch reduziert.  
Lew Kopelew (1912-1997) berichtet später in seinem Buch "Aufbewahren für alle Zeit" über 
die sowjetischen Plünderungen in Ostpreußen (x035/139): >>... Ostpreußen. Eine Frau mit 
blutigem Kopfverband, ein Mädchen auf dünnen, zitternden Beinen - und Soldaten, manche 
schimpfen hinter ihnen her, manche bedauern sie - einer beschützt sie, statt seinen Wagen mit 
Beute vollzupacken -, manche sehen gleichgültig zur Seite. 
Von irgendwo, gar nicht weit, klingt vertrautes Grollen herüber: Artillerie. Außerhalb der 
Stadt wird gekämpft. Und wir sammeln hier "Trophäen". Beljajew und ich mit ihm, zusam-
men mit allen anderen Plünderern.  
Wir gehören alle zusammen: der General, der auf dem Bahnhof das Einheimsen deutscher 
Koffer befehligte, der Pionierleutnant, der an den Internationalismus glaubt, die Panzergrena-
diere, die hinter der Polin herrannten, und alle, die jetzt dort an der vordersten Linie kämpften, 
... alle die Königsberg erobern werden, die sterben, verbluten, und alle, die in den Etappen 
saufen und Frauen quälen.  
Wir gehören alle zusammen. Die Anständigen und die Schufte, die Tapferen und die Feiglin-
ge, die Gutherzigen und die Grausamen. Wir alle zusammen, da gibt es kein Entrinnen, nie-
mals und nirgendwohin. Ruhm und Schande lassen sich nicht voneinander trennen.<<  
Der deutsche Journalist und Schriftsteller Arno Surminski schrieb später über die sowjeti-
schen Plünderungen und Zerstörungen in Ostdeutschland (x039/68-69): >>... Fassungslos 
standen wir damals vor den sinnlosen Zerstörungen, die in jedem Haus anzutreffen waren. 
Zertrümmerte Türen, eingeschlagene Fenster, umgeworfene Möbel, aufgeschlitzte Betten, Fo-
tografien mit ausgeschossenen Augen, tote Katzen im Küchenschrank, verblutete Schweine 
im Schlafzimmer. 
Die Rote Armee könnte längst in Berlin sein, wenn sie sich nicht so sehr mit dem Mobiliar 
aufhalten würde, lautete eine bittere Redensart jener Tage. Unermeßliche Werte gingen zu 
Bruch. Dinge übrigens, die in dem vom Krieg heimgesuchten Rußland dringend gebraucht 
wurden.  
Bis heute kann ich es nicht begreifen, daß niemand dieser Zerstörungswut Einhalt gebot. 
Wenn schon nicht, um den Deutschen ihr schönes Mobiliar zu erhalten, dann wenigstens aus 
purem Eigennutz, um diese Werte nach Rußland zu schaffen. Erst später sind aus den weniger 
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zerstörten westlichen Gebieten Güterzüge und Lastwagenkonvois mit Stühlen, Schränken und 
Badewannen nach Osten gefahren. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die sowjetischen Plünderungen und Zerstörungen in den ostdeutschen Provinzen (x001/-
66E-67E): >>Plünderungen und Brandstiftungen 
Neben den Vergewaltigungen der Frauen und den Erschießungen, von denen vor allem die 
Männer bedroht waren, gab es auch Übergriffe, denen keiner der zurückgebliebenen Deut-
schen entrann und die, mochten sie auch im einzelnen als nicht so tragisch empfunden worden 
sein, doch auf Grund ihrer allgemeinen Verbreitung die deutsche Bevölkerung stark in Mitlei-
denschaft zogen. 
An erster Stelle stehen hier die unaufhörlichen Plünderungen und Beraubungen, die beim 
Einmarsch der Roten Armee begannen und noch lange unter der russischen Besatzung andau-
erten, so daß die zurückgebliebene ostdeutsche Zivilbevölkerung durch fortgesetzte Berau-
bungen ihrer persönlichen Habe weitgehend verarmte. 
Das furchtbare Ausmaß, das die Plünderungen in den ersten Tagen und Wochen nach der Er-
oberung der ostdeutschen Städte und Dörfer angenommen haben, die systematische Gründ-
lichkeit, mit der sie geschahen, läßt auf planmäßiges Vorgehen schließen. Zweifellos hatten 
die sowjetischen Truppen lange Zeit uneingeschränkte Plünderungsfreiheit. Nicht nur, daß die 
sowjetische militärische Führung ihre Soldaten gewähren ließ, sie ermunterte sie noch in ganz 
offensichtlicher Weise, sich an deutschem Eigentum zu bereichern, oder leistete durch gelenk-
te Maßnahmen Plünderungsaktionen Vorschub. 
So spielten Plünderungsabsichten zweifellos eine wichtige Rolle, wenn in größeren Orten, 
z.B. in Königsberg, Elbing und Danzig, daneben auch besonders in pommerschen Städten die 
deutsche Bevölkerung nach dem Einzug der Russen in tagelangen Märschen in der Umgebung 
umhergetrieben wurde. Obwohl diese zeitweiligen Austreibungen mitunter durch die Nähe der 
Front bedingt waren oder auch anderen Zwecken, wie Verhören und Registrierungen dienten, 
so stand dabei doch offenbar die Absicht im Vordergrund, durch eine vorübergehende Entfer-
nung der Bevölkerung aus ihren Wohnungen das deutsche Eigentum für die Beschlagnahme 
und Aneignung durch die sowjetischen Truppen freizugeben.  
Bei diesen Aktionen hat zweifellos die Vorstellung eine Rolle gespielt, daß der einzelne russi-
sche Soldat auf seine Weise au einer Wiedergutmachung teilnehmen solle. Der Warenhunger 
von Menschen, die aus einem Lande kamen, in dem seit Jahrzehnten ein ungeheurer Mangel 
an Verbrauchsgütern bestand, trug das Seinige dazu bei, den ideologisch genährten Haß gegen 
alle Besitzenden zu offenen Raubhandlungen oder, was noch furchtbarere Wirkungen hatte, 
zu systematischen Zerstörungsakten zu steigern. 
Viele Erlebnisberichte geben ein Bild nicht nur von Raub und Plünderungen, sondern auch 
von mutwilligen und fahrlässigen Vernichtungen, von Brandstiftungen in Wohnungen, Häu-
sern, ja von der Niederbrennung ganzer Orte und Stadtteile. Da ein großer Teil der Wohnun-
gen und Häuser leer stand, als die ostdeutschen Provinzen erobert wurden, gab es nichts, was 
die sowjetischen Truppen hätte hindern können, dort ganz nach ihrem Gefallen zu plündern 
und zu wüten. Diejenigen Deutschen, die von der Flucht zurückkamen, fanden in der Regel 
ihre Wohnungen in völlig ruiniertem Zustand vor.  
Besonders dann, wenn die sowjetischen Truppen in Erfahrung gebracht hatten, daß der Besit-
zer dieses oder jenes Hauses Nationalsozialist war, oder wenn sie in verlassenen Wohnungen 
NS-Embleme, Bilder von deutschen Soldaten, Hitlerbilder o.ä. fanden, führten solche Entdek-
kungen in der Regel dazu, daß die Wut gegen die abwesenden Besitzer sich auf deren Woh-
nungen und Häuser übertrug, die meist nicht nur völlig verwüstet, sondern auch in Brand ge-
setzt wurden.  
Die Verlassenheit der Orte in jenen Tagen hat dazu geführt, daß das Feuer von den einzelnen 
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Häusern ungehindert auf ganze Straßenzüge und Stadtteile übergriff und Brände in großer 
Zahl wüteten. Manchmal gewinnt man geradezu den Eindruck, daß das Feuer von vornherein 
planmäßig gelegt wurde, um nicht nur einzelne Gebäude, sondern ganze Orte in Brand zu set-
zen. 
So wurden in allen deutschen Provinzen jenseits der Oder und Neiße - am zahlreichsten wohl 
in Pommern - viele Güter, Dörfer und Städte in den Tagen nach dem Einmarsch durch Feuer 
ganz oder teilweise vernichtet. Unter den Großstädten war es vor allem Danzig, das zu großen 
Teilen durch Brände zerstört wurde, die an einzelnen Stellen vorsätzlich angelegt worden wa-
ren, und dann immer weiter griffen, da niemand dagegen einschritt. 
Es ist erwiesen, daß durch die Zerstörungen und Brandstiftungen in den Tagen des Einmar-
sches der Roten Armee in Ostdeutschland größerer Schaden verursacht wurde als durch Bom-
benangriffe und Kampfhandlungen.<< 
 
Reparationen in den deutschen Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie 
Im Vergleich zu den mitteldeutschen und westdeutschen Besatzungszonen waren die ostdeut-
schen Reparationsleistungen wesentlich höher. Transportable Güter und Ausstattungen wur-
den nach dem sowjetischen Einmarsch sofort als Kriegsbeute in die UdSSR transportiert. Zur 
vollständigen Räumung der deutschen Ostprovinzen setzten die sowjetischen Besatzer z.T. 
spezielle Arbeits- bzw. Reparationskolonnen ein, die das gesamte Privat- und Staatseigentum 
der Deutschen einsammelten, demontierten und abtransportierten. Die Reparationskomman-
dos beteiligten sich gewöhnlich nicht an den schweren Demontage- und Transportarbeiten. Sie 
erteilten nur Befehle und ließen die deutschen Zwangsarbeiter schuften.  
Vollbeladene Lastkraftwagen und Güterzüge brachten die Kriegsbeute täglich in die Sowjet-
union. Nach und nach wurden sämtliche beweglichen Gegenstände - Landmaschinen, Acker-
geräte, Getreidevorräte, Möbel, Fahrräder, Radios, Fotoapparate, Klaviere, Betten, Wäsche, 
Kleidung, Schuhe usw. - abtransportiert.  
Zum Abschluß folgten die Demontage und der Abtransport aller Maschinen und Einrich-
tungsgegenstände der Industrie- und Versorgungsbetriebe, Verkehrseinrichtungen, Handelsun-
ternehmen und der Geschäfte. Die Demontage- und Plünderungstrupps erfaßten manchmal 
sogar unbewegliche Gegenstände, die man gewöhnlich als "niet- und nagelfest" bezeichnete, 
wie z.B. Holzfußböden, Türzargen, Fenster, Holztreppen, Strom- und Wasserleitungen, Klo-
settanlagen, Waschbecken oder Badewannen.  
Für viele sowjetische Reparationsbeauftragte zählte vor allem die Masse und nicht die Quali-
tät der Plünderungsgüter. Im Verlauf der Demontagen und Transporte wurde vielfach un-
ordentlich und schlampig gearbeitet, so daß zahllose wertvolle Maschinen und Einrichtungs-
gegenstände völlig ruiniert und zerstört wurden.  
Die Landwirtschaft wurde sträflich vernachlässigt. Es wurde nicht gesät, sondern nur geerntet. 
Das wertvolle Zuchtvieh wurde größtenteils planlos abgeschlachtet oder es fiel Seuchen zum 
Opfer, die sich wegen mangelnder Pflege überall ausbreiteten.  
Bevor die sowjetischen Besatzungstruppen Ostdeutschland räumten, machten sie schließlich 
vielerorts "reinen Tisch", d.h. sie schlugen alles "kurz und klein". Die sowjetischen Plünde-
rungs- und Zerstörungsaktionen erschienen im ersten Moment plan- und sinnlos. Für den in-
formierten Beobachter war es jedoch offensichtlich, daß es sich bei der Ausplünderung und 
Verwüstung der deutschen Ostgebiete, die vereinbarungsgemäß von den Polen übernommen 
werden sollten, um staatlich gelenkte Aktionen handelte.  
Nach Stalins Plänen sollten die Polen außer dem Grund und Boden der Deutschen keine wei-
tere Kriegsbeute erhalten. Das Ausmaß der systematischen Plünderungen und Zerstörungen 
war geradezu unvorstellbar. Infolge von äußerst schwierigen Verhandlungen gelang es den 
Polen, wenigstens die Anlagen und Maschinen des oberschlesischen Industriegebietes zu ret-
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ten.  
Nach dem Abzug der sowjetischen Reparationskolonnen im Oktober 1945 tauchten außerdem 
urplötzlich Tausende von polnischen "Umsiedlern" und Geschäftemachern in den "Wieder-
gewonnenen Gebieten" auf. Sie führten vielerorts weitere "Restdemontagen" durch und ver-
schwanden anschließend wieder nach Polen. 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Plünderungen und Demontagen in den deutschen Gebieten östlich der Oder-Neiße-
Linie (x001/100E-102E): >>... Abgesehen von geringfügigen Aufräumungsarbeiten traf die 
sowjetische Militärverwaltung kaum irgendwelche Maßnahmen zum Wiederaufbau oder zur 
Ingangsetzung der Betriebe.  
Vielmehr wurde die deutsche Bevölkerung in den Städten mit dem systematischen Abbau al-
len wertvollen Inventars beschäftigt. Nicht genug damit, daß sämtliche Radio- und Photoappa-
rate, alle Fahrräder, Schreibmaschinen und Klaviere abgeliefert werden mußten, auch die Ma-
schinen und Apparate aus den Fabriken, Versorgungsbetrieben und Wohnstätten, öffentliche 
Verkehrseinrichtungen, elektrische Anlagen sowie Inventar aus Schulen, Rathäusern, Hotels, 
Krankenhäusern u.a. wurden abgebaut und nach Rußland verladen. -  
Die Sowjetunion, die außenpolitisch den Anspruch der kommunistischen polnischen Regie-
rung auf Ostdeutschland guthieß und unterstützte, hat nichts destoweniger alles getan, um vor 
der Auflösung ihrer Kommandanturen in Ostdeutschland und vor Übergabe der Verwaltung 
an den polnischen Staat aus den deutschen Ostprovinzen an wirtschaftlichen Werten heraus-
zuholen, was noch irgend möglich war.  
Vom Frühjahr bis zum Herbst 1945 hat sie durch ihre Besatzungsorgane den Abbau wertvol-
ler Industrieeinrichtungen und den Abtransport von Sachgütern mit äußerster Intensität und 
Beschleunigung betreiben lassen und hat hierbei auch durch eine Haltung des Gewährenlas-
sens ihren Besatzungssoldaten und -Offizieren gestattet, sich persönlich an deutschem Eigen-
tum zu bereichern. - Von den radikalen sowjetischen Demontagen in Ostdeutschland blieb nur 
das oberschlesische Industriegebiet bis zu einem gewissen Grade verschont.  
Hier ist es nur zum Abbau einzelner Anlagen und Maschinen gekommen, im ganzen jedoch 
scheint die polnische Provisorische Regierung, die schon im Frühjahr 1945 die Zivilverwal-
tung in Oberschlesien übernommen hatte, durch ihren Einfluß oder durch Verhandlungen mit 
der sowjetischen Besatzungsmacht erreicht zu haben, daß die Demontagen auf ein Maß be-
schränkt blieben, das die Produktionsfähigkeit des oberschlesischen Industriegebietes nicht in 
Frage gestellt hat. 
Die Folge der umfangreichen Demontagen und Zerstörungen war, daß selbst die dringend 
notwendigen Versorgungsbetriebe stillgelegt wurden. Die sowjetische Reparationsentnahme 
blieb indessen nicht auf die Städte und Industrieanlagen beschränkt, auch die Landwirtschaft 
wurde von ihr aufs stärkste betroffen. Der größte Teil der landwirtschaftlichen Maschinen, vor 
allem aber auch zahlloses Vieh wurde nach Osten weggeschafft. Schon beim Einzug der So-
wjettruppen wurden für militärische Zwecke Tausende von Pferden requiriert; später erschie-
nen immer neue sowjetische Kommandos auf den Höfen der deutschen Bauern, um auch die 
Kühe, Schweine, Ziegen und Schafe, ja selbst das Geflügel zu beschlagnahmen.  
Alle Ostdeutschen, die die Zeit der sowjetischen Militärverwaltung in ihrer Heimat erlebten, 
kennen aus eigener Anschauung die riesigen Viehherden, die im Frühjahr und Sommer 1945 
nach Osten geleitet wurden, oder wurden auf Befehl der Russen selbst zum Viehtreiben beor-
dert und mußten es mit ansehen, wie wertvolles Nutz- und Zuchtvieh auf dem Wege nach dem 
Osten verendete. 
Durch diese sowjetischen Maßnahmen wurde die landwirtschaftliche Kapazität der deutschen 
Ostgebiete auch für die nun eindringenden Polen entscheidend geschwächt. Wo einst eine sehr 
rationell arbeitende Landwirtschaft betrieben wurde, mußte man jetzt, sofern das Land über-
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haupt noch bebaut werden konnte, zu primitivsten Wirtschaftsmethoden und hunderterlei 
Notbehelfen greifen. 
Eine gewisse Ausnahme bildeten während des allgemeinen Niedergangs der Landwirtschaft 
lediglich die großen Güter. Im Gegensatz zu den kleinen Bauernhöfen, um deren Bewirtschaf-
tung sich die sowjetische Militärverwaltung in der Regel wenig kümmerte, so daß sie nach 
Entnahme des Viehs und der Maschinen ausgeraubt und in ruiniertem Zustand ihren Besitzern 
überlassen oder leer und verlassen dem Verfall preisgegeben blieben, ist ein großer Teil der 
Rittergüter und Domänen von der sowjetischen Militärverwaltung beschlagnahmt und unter 
Aufsicht sowjetischer Militärkommandos in Betrieb genommen worden. 
Während der größte Teil der Äcker infolge des Mangels an Arbeitskräften, Maschinen und 
Vieh brach lag, wurden auf den von der Roten Armee in Besitz genommenen Gütern die deut-
schen Landbewohner aus der Umgebung versammelt, auch Vieh und nötiges Inventar zur 
Wiederaufnahme der Bewirtschaftung zusammengebracht. 
Ein erheblicher Teil der deutschen Landbevölkerung arbeitete bis zur Beendigung der Ernte- 
und Drescharbeiten im Herbst 1945 auf diesen in russische Militärkolchosen umgewandelten 
Gütern. Selbst aus den Städten wurden Deutsche zusammengeholt und nicht wenige gingen 
auch freiwillig dorthin, um für ihre Arbeit Lebensmittel zu erhalten. 
Manche der sowjetischen Militärkolchosen blieben noch in russischer Hand, als sonst bereits 
überall die polnische Verwaltung eingerichtet worden war. Einzelne, besonders in Nieder-
schlesien, waren wirtschaftlich leidlich geordnet; in einigen hatten sogar deutsche Verwalter 
die Leitung.  
Sehr viele dieser Güter waren aber nur in Betrieb genommen worden, um das Getreide, das im 
Sommer 1945 auf den Feldern stand, zu ernten und für die Versorgung der sowjetischen 
Truppen zu gewinnen. Nachdem dieses Ziel erreicht war, verlor die sowjetische Militärver-
waltung das Interesse an ihnen, trieb auch hier das Vieh ab und verlud die Maschinen nach 
Rußland. Es kam sogar vor, daß die russischen Erntekommandos vor ihrem Abzug die Ein-
richtungen der Gutshöfe mutwillig zerstörten, um den Polen nichts zu überlassen. 
Für eine große Anzahl von Deutschen brachte die Beschäftigung auf den sowjetischen Kol-
choswirtschaften wenigstens den Vorteil, daß ihnen eine, wenn auch noch so armselige Exi-
stenzgrundlage gegeben war. Nicht immer reichte auch hier die ausgegebene Verpflegung aus, 
um den Hunger der schwer Arbeitenden zu stillen; aber viele hatten wenigstens Gelegenheit, 
sich während der Ernte heimlich das Nötigste an Nahrungsmitteln zu verschaffen. ...<< 
 
Die Zwangsverschleppung der Volks- und Ostdeutschen 

Man muß die Nacht durchwandern, wenn man die Morgenröte sehen will.  
Unbekannter Verfasser 

Die "Großen Drei" - der britische Premierminister Churchill, US-Präsident Roosevelt und der 
sowjetische Regierungschef Stalin - hatten sich bereits während der Konferenz von Teheran 
vom 28.11. bis zum 1.12.1943 grundsätzlich über die politische Zukunft und das wirtschaftli-
che Schicksal des Deutschen Reiches geeinigt. Stalin forderte damals z.B. die Zerstörung der 
deutschen Schwerindustrie und mindestens 4,0 Millionen deutsche Zwangsarbeiter, die für 
den Wiederaufbau der UdSSR sorgen sollten (x043/394).  
Churchill teilte dem US-Präsidenten Roosevelt am 24. November 1944 schriftlich mit (x025/-
262): >>... Mit der "Verschickung" von 2 oder 3 Millionen Nazis als Zwangsarbeiter bin ich 
einverstanden.<<  
Am 16. Dezember 1944 unterschrieb Stalin schließlich die völkerrechtswidrige Weisung 7161 
des Staatlichen Verteidigungskomitees und ordnete damit die Deportation von arbeitsfähigen 
Volksdeutschen aus Jugoslawien, Rumänien, Ungarn, Bulgarien und aus der Tschechoslowa-
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kei zur Zwangsarbeit in die Sowjetunion an (x046/279). 
Am 3. Februar 1945 unterschrieb Stalin die völkerrechtswidrige Weisung 7467 des Staatli-
chen Verteidigungskomitees und ordnete damit die Deportation von arbeitsfähigen Volksdeut-
schen aus Polen und von Reichsdeutschen aus den deutschen Ostprovinzen zur Zwangsarbeit 
in die Sowjetunion an (x046/279). 
Churchill, Roosevelt und Stalin trafen sich vom 4. bis zum 11. Februar 1945 auf der Halbinsel 
Krim zur "Jalta-Konferenz". In einem Geheimprotokoll wurden die deutschen Reparationen 
festgelegt. Die Gesamthöhe betrug mindestens 20 Milliarden US-Dollar, davon sollte 50 % 
die UdSSR erhalten.  
Bei dieser Konferenz vereinbarten "Die Großen Drei", daß die Sowjets auch deutsche Ar-
beitskräfte bzw. Zwangsarbeiter - als Teil der zugesagten Reparationen - in die Sowjetunion 
"schaffen" könnten (x010/19).  
 
Beginn von planmäßigen Verschleppungsaktionen  
Im Dezember 1944 bzw. im Januar/Februar 1945 begannen in Jugoslawien, Rumänien, Un-
garn, Polen und in den deutschen Ostprovinzen planmäßige Verschleppungsaktionen. Die 
Festnahme und anschließende Verschleppung der volks- und ostdeutschen Zivilisten begann 
nicht selten mit arglistigen Täuschungsmanövern. Arbeitsfähige Zivilisten wurden z.B. von 
den Sowjets aufgefordert, sich wegen angeblicher Registrierungen oder für "kurze Arbeits-
einsätze im rückwärtigen Frontgebiet" zu melden. Diese Aktionen dauerten jedoch oftmals 
mehrere Jahre und endeten mehrheitlich in Sibirien.  
Bei der Zwangsarbeiterauswahl spielte die Schuldfrage keine entscheidende Rolle. Es kam 
hauptsächlich darauf an, die vorgegebenen Verschleppungskontingente einzuhalten. Im allge-
meinen verschleppte man Personen im Alter von 15-60 Jahren. Denunzierte NS-Parteimitglie-
der, Facharbeiter, kräftige oder gutgenährte Personen kamen zuerst an die Reihe. Falls nicht 
genügend arbeitsfähige Zivilisten "angeworben" werden konnten, wurden auch ältere oder 
jüngere Arbeitskräfte deportiert.  
Im Verlauf der tagelangen Märsche in die sowjetischen Auffang- oder Sammellager mußten 
die Deportierten z.T. Entfernungen von 100-150 km zurücklegen. Falls die Verschleppten 
nicht genügend Proviant mitgenommen hatten, mußten sie notgedrungen jämmerlich hungern. 
Wer das Marschtempo nicht durchhalten konnte und zurückblieb, war meistens rettungslos 
verloren. In größeren Orten füllte man die gelichteten Kolonnen gewöhnlich wieder auf. Nicht 
wenige ahnungslose Ostdeutsche, die man kurzerhand auf offener Straße gewaltsam in die 
Marschkolonnen eingereiht hatte, marschierten plötzlich ohne Verpflegung und angemessene 
Winterkleidung nach Osten.  
Nach den qualvollen Elendsmärschen kamen die Verschleppten völlig erschöpft in den sowje-
tischen Auffang- und Sammellagern an. In diesen Lagern wurden z.T. 1.000-10.000 Inhaftier-
te untergebracht. Die großen Deportationslager für den Abtransport der Ostdeutschen und Po-
len-Deutschen waren: Insterburg für Ostpreußen, Graudenz, Soldau und Zichenau für West-
preußen, Danzig und Sikawa für das westliche Polen sowie Posen, Beuthen, Krakau, Samor 
und Sanok für Schlesien und das südliche Polen.  
Da die Sowjets nirgends genügend Güter- und Viehwagen bereitstellen konnten, waren alle 
Auffang- und Sammellager restlos überfüllt. In den Notunterkünften und Gefängniszellen 
herrschten katastrophale Zustände (unerträgliche Enge und völlig ungenügende Hygiene- bzw. 
Luftverhältnisse). Im Zuchthaus Bartenstein wurden z.B. 31 Frauen in einer Einzelzelle unter-
gebracht. Die Verschleppten erhielten häufig tagelang nichts zu essen und zu trinken. In den 
Lagern fanden außerdem tagein und tagaus gefürchtete Verhöre statt, um Geständnisse zu er-
pressen.  
Als der Abtransport in die UdSSR begann, reagierten viele Häftlinge sogar erleichtert. Die 
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Deportierten konnten es sich damals einfach nicht vorstellen, daß ihr zukünftiger Lebens- 
bzw. Leidensweg noch wesentlich entsetzlicher werden sollte. Im allgemeinen trieb man 
durchschnittlich 40-55 Personen in die Vieh- und Güterwaggons. Frauen und Männer trans-
portierte man größtenteils in separaten Waggons. In der Regel gab es dort weder Pritschen 
noch Stroh, keine Öfen und Aborte, sondern nur Schmutz und Schnee. Die abgemagerten Ge-
fangenen wurden dermaßen eng zusammengepfercht, daß sie nicht einmal sitzen, geschweige 
denn liegen konnten. 
Je weiter die Züge nach Osten rollten, desto kälter wurde es. In den Wintermonaten Januar bis 
März 1945 froren die nur notdürftig bekleideten Gefangenen entsetzlich. Die tödliche Kälte 
forderte täglich zahllose Opfer. Nachdem sich die Reihen gelichtet hatten, wanderten die 
halberfrorenen Menschen in den ungeheizten Viehwaggons auf und ab, um nicht zu erfrieren. 
Die menschenunwürdige Unterbringung - Schmutz und Ungeziefer, Durst und Hunger - quälte 
die Verschleppten von Tag zu Tag mehr. Im Verlauf der wochenlangen Schreckensfahrten 
erhielten sie oftmals nur völlig unzureichende Trinkwasser- und Verpflegungsrationen. 
Obgleich die Gesundheit und das Leben der deutschen Zwangsarbeiter sehr gering eingestuft 
wurden bzw. völlig unbedeutend waren, ließen die sowjetischen Wachleute grundsätzlich kei-
nen Deportierten entkommen. Die Wachposten stiegen damals regelmäßig auf die Güterwag-
gons und klopften die Waggondächer und Waggonwände gewissenhaft nach gelockerten Bret-
tern ab, um Fluchtversuche zu verhindern.  
Die Lage der Kranken war hoffnungslos, denn sie erhielten mehrheitlich keine ärztliche Ver-
sorgung, Medikamente oder Verbandsmaterial. Im Verlauf der langen Verschleppungstrans-
porte in die UdSSR verursachten der Kältetod und lebensgefährliche Krankheiten - Ruhr, Ty-
phus, Gesichtsrose etc. - verheerende Verluste. Bei diesen Transporten kamen durchschnitt-
lich bereits bis zu 10 % der deutschen Reparationsverschleppten ums Leben (x001/84E).  
Die Zwangsarbeitslager befanden sich vorwiegend in den sowjetischen Industriebezirken am 
Ural, in den Don- und Donez-Gebieten, im Kaukasus, in der Nähe des Eismeeres oder in 
Turkmenien - ca. 4.000 km von der bisherigen Heimat entfernt.  
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Zwangsverschleppung östlich der Oder-Neiße-Linie (x001/79E-84E): >>Die 
Zwangsverschleppung ostdeutscher Zivilpersonen nach der Sowjetunion 
Vom Ablauf der Ereignisse und der Entwicklung der Zustände in Ostdeutschland zu trennen 
ist das Schicksal derjenigen Männer und Frauen aus den Gebieten östlich der Oder und Neiße, 
die schon in den Tagen nach dem Einmarsch der Roten Armee aufgegriffen und nach der So-
wjetunion verschleppt wurden, wo sie, oft Tausende von Kilometern von ihren in Ostdeutsch-
land verbliebenen Angehörigen entfernt, das harte Los der Zwangsdeportierten zu erleiden 
hatten. 
Im Gegensatz zu den Erschießungen oder sonstigen Gewalttaten und Exzessen, die zu einem 
beträchtlichen Teil Willkürhandlungen einzelner sowjetischer Soldaten und Offiziere waren, 
handelt es sich bei der Zwangsdeportation ostdeutscher Zivilpersonen um eine systematisch 
betriebene Aktion, die von der obersten sowjetischen Führung geplant und in allen sowjeti-
schen Armeebereichen jenseits von Oder und Neiße in gleicher Weise gehandhabt wurde.  
Die zentrale Leitung und Planung dieser Aktion durch die sowjetische Führung ist daran er-
kennbar, daß schon seit Dezember 1944 auch in Rumänien, Ungarn und Jugoslawien viele 
Tausende von Volksdeutschen zusammengetrieben und nach Rußland, meist in das Industrie-
gebiet am Donez und Don, in den Ural oder nach dem Kaukasus deportiert worden waren. 
In den deutsch bewohnten Gebieten jenseits von Oder und Neiße begann die Verschleppung 
von Zivilpersonen vereinzelt bereits Ende Januar 1945 und wurde dann im Monat Februar 
systematisch in allen bis zu dieser Zeit von der Roten Armee besetzten Gebieten betrieben. 
In diese Zeit, in der die Deportationen in Ostdeutschland anliefen, fiel die Konferenz von Jalta 
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(4.-11. Februar 1945), auf der Stalin die Zustimmung der Westmächte zu erlangen vermochte, 
daß die UdSSR, nach dem Siege über Deutschland als einen Teil der ihr zugesprochenen Re-
parationen Arbeitskräfte aus Deutschland nach Rußland schaffen könne.  
Diese interalliierte Abmachung kam zwar erst zustande, als die Deportationen im Südosten 
nahezu beendet und aus den Ostgebieten jenseits von Oder und Neiße schon viele Tausende 
von Deutschen nach der Sowjetunion unterwegs waren, dennoch gab sie eine Art Rechts-
grundlage, auf die sich die sowjetische Führung bei der Deportation großer deutscher 
Volksteile berufen konnte. 
In Ostdeutschland erreichte die Verschleppung ihren Höhepunkt im Monat März 1945 und 
dauerte bis Ende April. Da bis zu diesem Zeitpunkt lediglich die östlich von Oder und Neiße 
gelegenen Gebiete in der Hand der Roten Armee waren, blieb die Verschleppungsaktion auf 
die Deutschen in diesen Gebieten beschränkt und griff nicht auf die spätere sowjetische Be-
satzungszone über. 
Die Organisation der Verschleppung lag bei den Heeresgruppen der Roten Armee. Sie begann 
in den jeweils eroberten Gebieten im allgemeinen bereits zwei bis drei Wochen nach der Be-
setzung. Jede der vier sowjetischen Heeresgruppen, die an der Eroberung Ostdeutschlands 
beteiligt waren, betrieb in ihrem Bereich die Verhaftung der Deutschen und ihre Einlieferung 
in die Durchgangs- und Sammellager selbständig.  
An ihrem Vorgehen zeigt sich, daß die Verschleppung weniger auf einem Plan zur Deportati-
on bestimmter Personen und Personengruppen beruhte, sondern daß es vielmehr darauf an-
kam, möglichst schnell eine möglichst große Zahl arbeitsfähiger Deutscher zusammenzutrei-
ben; denn offenbar war jeder der vier sowjetischen Heeresgruppen ein gleich hohes "Ver-
schleppungssoll" auferlegt worden.  
Da die Anzahl der in den einzelnen Provinzen östlich der Oder-Neiße in sowjetische Hand 
gefallenen Deutschen örtlich sehr verschieden war und manche Gegenden schon im Januar 
und Februar von russischen Truppen erfaßt wurden, andere erst, als die Deportationen zu En-
de gingen, zeigte das sowjetische Vorgehen sehr verschiedene Grade der Härte. 
Die einzelnen Heeresgruppenbereiche umfaßten folgende Teile des Gebiets jenseits von Oder 
und Neiße: Zum Bereich der Heeresgruppe Tschernjachowski gehörte Ostpreußen mit Aus-
nahme des Streifens westlich der Linie Elbing - Deutsch Eylau. In diesem Bezirk war Inster-
burg das Hauptsammellager für die zur Deportation vorgesehenen Deutschen und der Verla-
debahnhof für die Transporte nach Rußland. 
Das Gebiet der Heeresgruppe Rokossowski umschloß den westlichen Sektor Ostpreußens, 
ganz Westpreußen und den östlichen Zipfel Pommerns bis etwa zur Linie Köslin - Flatow. 
Hauptsammellager für die Deportationen waren zunächst Ciechanów (Zichenau) und Soldau 
und ab Mitte März vor allem Graudenz, das erst am 5. März gefallen war. 
Südlich daran grenzte der Bereich der Heeresgruppe Shukow, zu dem das westliche Polen, 
Ostbrandenburg und die westliche Hälfte Ostpommerns gehörten. Hauptsammellager und 
Ausgangspunkte für die Transporte waren hier Schwiebus in Brandenburg, Posen sowie Si-
kawa bei Lodz. 
Den Abschluß bildete die Heeresgruppe Konjew, der ganz Schlesien und das südliche Polen 
unterstand. Sammelpunkte für die Deportation der Deutschen waren im oberschlesischen In-
dustriegebiet das Lager in Beuthen und der Verladebahnhof Peiskretscham, ferner Lager, die 
in Krakau und den in der Gegend von Przemysl gelegenen Orten Sanok und Sambor einge-
richtet worden waren. 
Als Auffanglager dienten in der Regel Zuchthäuser und Gefängnisse, mitunter auch Kasernen 
oder Barackenlager. Die Umstände der Inhaftierung waren im allgemeinen überall die glei-
chen. Die arbeitsfähigen Männer und Frauen eines Ortes oder eines ganzen Kreises erhielten 
plötzlich Befehl, sich zu einem festgesetzten Termin an einem bestimmten Ort zu melden. 



 11 

Von dort aus begann der Transport oder Fußmarsch zu dem nächsten größeren Sammellager. 
Es folgten erneute Zusammenstellungen und die Beförderung in das Hauptlager, wo nach 
oberflächlicher Überprüfung des Gesundheitszustandes die zur Deportation Bestimmten in 
russische Güterzüge verladen wurden. 
Die Aushebung und Verhaftung der zur Verschleppung bestimmten Menschen erfolgte gro-
ßenteils - vor allem in den Städten - durch Aufrufe, daß sich alle Männer bis zum 60. Lebens-
jahr zu melden hätten. In vielen Gegenden war die Verschleppung auch mit der Registrierung 
der deutschen Bevölkerung gekoppelt, die überall in den Wochen nach der Besetzung der ein-
zelnen Orte vorgenommen wurde.  
Da jedoch weite Gebiete besonders auf dem Lande auf diese Weise nicht erfaßbar waren, 
wurden Sonderkommandos der sowjetischen Armee gebildet, die den Auftrag hatten, aus den 
einzelnen Gebieten eine bestimmte Anzahl arbeitsfähiger deutscher Personen zusammenzu-
treiben und ihre Überführung in die Sammellager durchzuführen. Oft hielten diese sich nicht 
damit auf, eine Gegend planmäßig durchzukämmen, sondern trieben, um ihren Auftrag mög-
lichst schnell zu erfüllen, aus einzelnen Dörfern nahezu alle erwachsenen deutschen Personen 
zusammen, während andere Orte gänzlich von ihnen verschont blieben. 
Am leichtesten hatten es die Deportationskommandos in Oberschlesien. Dort waren zahlrei-
che Bergleute und Industriearbeiter, die einst wegen ihrer Unabkömmlichkeit nicht zum Hee-
resdienst einberufen worden waren und denen aus dem gleichen Grunde die Flucht untersagt 
worden war, zurückgeblieben. In Gleiwitz, Beuthen, Hindenburg und anderen Städten des In-
dustriebezirks wurden deshalb bald nach der Eroberung dieses Gebietes alle Männer von 17-
50 Jahren interniert und in Lagern untergebracht. Ein erheblicher Teil von ihnen wurde über 
Beuthen, Peiskretscham oder Krakau nach Rußland transportiert. 
Da Schlesien auch nach dem Einfall der Roten Armee die volkreichste der deutschen Ostpro-
vinzen war, fand die russische Militärverwaltung hier genügend Menschen vor, um ihr "Ver-
schleppungssoll" zu erfüllen. Die Heeresgruppe Konjew, der Schlesien unterstellt war, stand 
deshalb mit rund 62.000 deportierten Deutschen - überwiegend Männern - an der Spitze der 
vier Militärbereiche in Ostdeutschland. 
Anders war die Lage in den übrigen Gebieten, ganz besonders in Ostpreußen. Dort griffen die 
sowjetischen Deportationskommandos zu den drastischsten Maßnahmen, um die ihnen aufer-
legte Zahl von Verschleppten zu erreichen. Da Männer arbeitsfähigen Alters kaum noch im 
Lande waren und die Bevölkerung Königsbergs nicht in Betracht kam, weil um diese Stadt 
während der Hauptverschleppungszeit im Februar und März noch gekämpft wurde, sind in 
Ostpreußen in der Mehrzahl Frauen und Mädchen von 15-50 Jahren ergriffen und in das 
Sammellager Insterburg eingeliefert worden. Dabei kam es vor, daß zahlreiche Mütter von 
ihren kleinen Kindern getrennt und auch alte Leute verschleppt wurden. Dennoch blieb die 
Zahl der aus dem Armeebereich Ostpreußen (Tschernjachowski) Verschleppten weit unter 
denen aus den anderen sowjetischen Heeresgruppenbereichen. 
Umfassende Nachforschungen darüber, wie viele ostdeutsche Zivilpersonen aus den einzelnen 
sowjetischen Heeresbereichen nach Rußland transportiert wurden und wie hoch die Gesamt-
zahl der nach Rußland verschleppten Ostdeutschen war, haben bisher ergeben: 
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Mit Schwierigkeiten besonderer Art hatten es die sowjetischen Deportationskommandos in 
den Gebieten Polens zu tun. Dies lag daran, daß die polnischen Behörden unmittelbar nach 
der Besetzung des Landes durch sowjetische Truppen einen sehr großen Teil der deutschen 
Bevölkerung in polnischen Straf- und Arbeitslagern sowie in Gefängnissen interniert hatten. 
Die russischen Deportierungsabsichten stießen hier erstmalig mit polnischen Tendenzen zu-
sammen. Jedoch setzte sich die sowjetische Armeeführung in der Regel gegenüber den Polen 
durch. Die russischen Deportationskommandos erschienen in den von den polnischen Behör-
den und Sicherheitsorganen errichteten Internierungslagern für Deutsche und suchten sich ar-
beitsfähige deutsche Internierte heraus, um sie nach Rußland zu deportieren. 
Die Vorgänge im Zusammenhang mit der Deportation brachten über die Betroffenen schlim-
me Leiden. Schon die oft tagelangen Märsche nach den Sammellagern und die dabei erdulde-
ten Drangsalierungen durch die russischen, teils auch polnischen Begleitmannschaften forder-
ten zahlreiche Opfer unter den für die Verschleppung vorgesehenen Deutschen.  
Als eine besondere Plage erwiesen sich ferner die fortgesetzten Verhöre, die die Verhafteten 
auf den Zwischenstationen und in den Sammellagern über sich ergehen lassen mußten. Aus 
ihnen läßt sich schließen, daß die Sowjets offenbar bemüht waren, den Deportationen eine 
formalrechtliche Grundlage zu geben. Konnte man den Verschleppten keine Zugehörigkeit zu 
nationalsozialistischen Organisationen nachweisen, so wurde versucht, irgendwelche anderen 
belastenden Geständnisse aus ihnen herauszupressen, die als Grund für die Verschleppung 
gelten konnten. 
Besonders in den Gefängnissen von Insterburg und Graudenz wurden bei diesen Verhören 
Gewalttaten schlimmster Art begangen. Infolge schwerer Drangsalierungen, unzureichender 
Verpflegung und durch Krankheiten starben bereits in den Sammellagern viele Hunderte der 
Verschleppten.  
Andere befanden sich in einem Gesundheitszustand, der selbst den sowjetischen Kommandan-
ten einen Bahntransport nach Rußland nicht geraten erscheinen ließ. Dies galt vor allem für 
die vielen alten Leute, die von den Deportationskommandos in die Verschleppungslager ein-
geliefert worden waren. Viele dieser Alten und Arbeitsuntauglichen wurden, sofern sie nicht 
infolge der Anstrengungen und Entbehrungen in den Lagern starben, nach Monaten wieder 
entlassen. 
Als Ende April keine weiteren Deportationen nach Rußland mehr erfolgten, wurden die hier-
für errichteten Sammellager teils aufgelöst, teils auch den Polen übergeben. Besonders die 
Lager Graudenz, Posen und Sikawa spielten später unter polnischer Verwaltung als Internie-
rungs- und Zwangsarbeitslager eine verhängnisvolle Rolle. 
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Die zweite verlustreiche Etappe der Deportation stellte der Transport nach Rußland dar. In 
regelmäßigen Abständen wurden von den Hauptverladestationen aus Transportzüge zusam-
mengestellt, die durchschnittlich je 2.000 Verschleppte aufnahmen. Die Fahrt zu den Arbeits-
lagern in Rußland dauerte im allgemeinen 3-6 Wochen. Während dieser Zeit wurden die Ver-
schleppten nur völlig ungenügend mit Nahrungsmitteln und Wasser versorgt, und da die er-
sten Transporte noch im Februar abgingen, wirkte sich auch die Kälte unter den vielen oft un-
zureichend bekleideten Menschen verheerend aus. Die Sterblichkeit auf der Fahrt nach Ruß-
land war deshalb allgemein sehr hoch, mitunter betrug sie 10 Prozent der Deportierten. 
Die Arbeitslager, denen die Transporte zugeleitet wurden, lagen über ganz Rußland verstreut. 
Sowohl nach dem Eismeer im Norden wie nach dem Kaukasus im Süden, ja sogar bis nach 
Turkmenien wurde die aus Ostdeutschland verschleppte Zivilbevölkerung befördert. ...<< 
 
Reichs- und volksdeutsche Verschleppungsopfer, die aus den Deportationsgebieten Ost-
Mitteleuropas sowie aus den Besatzungszonen der alliierten Siegermächte in die Sowjet-
union verschleppt wurden  
 

Deportationsgebiete Anzahl der Ver-
schleppten 

% Verschlep-
pungsver-

luste 
Ostpreußen 44.000  45  19.800 
Ostpommern 49.000  45  22.000 
Ostbrandenburg 17.000  45  7.700 
Schlesien      62.000  45    27.900 
Deutsche Ostprovinzen    172.000 1) 45    77.400 
Memelland      10.000 2) 10     1.000 
Danzig 12.000  45 5.400 
Polnische Gebiete des Reichsgaues Danzig-Westpreußen  8.000  45 3.600 
Reichsgau Wartheland, Ostoberschlesien und Generalgouvernement      26.000  45   11.700 
Polnische Gebiete      46.000 3) 45   20.700 
Jugoslawien 30.000 4) 45 13.500 
Rumänien 75.000 5) 45 33.700 
Ungarn      35.000 6) 45   15.800 
Balkan    140.000  45   63.000 
Deutsche Siedlungsgebiete im Ausland    196.000  43   84.700 
Ost-Mitteleuropa   368.000  44 162.100 
Aus den deutschen Reichsgebieten verschleppte Rußland-Deutsche 
(sog. Zwangsrepatriierte) 

 
   300.000 

 
7) 

 
37 

 
111.000 

Aus der SBZ verschleppte "Straftäter"      40.000 8) 22     8.800 
In die UdSSR verschleppte Reichs- und Volksdeutsche    708.000 10) 40 281.900 
Innerhalb der Sowjetunion "umgesiedelte" Rußland-Deutsche    900.000 9) 27 239.000 
Insgesamt 1.608.000  32 520.900 

 
Quellen: 1) - 3) = x001/83E,87E, x026/91, 4) - 6) = x006/96E, x007/79E, x008/44E,  
7) - 10) = x026/31,63,91. 
Das Bundesarchiv Koblenz berichtete im Jahre 1974 (x010/34): >>Die Anzahl der in die So-
wjetunion als "Reparationsverschleppte" sowie "Vertragsumsiedler" verbrachten Deutschen 
aus den Gebieten östlich der Oder und Neiße dürfte mehr als 400.000 Menschen betragen ha-
ben, wovon ca. 55 % überlebten. Demnach wären in den Lagern und auf Transporten ca. 
200.000 verstorben ...<< 
Kurt W. Böhme ("Gesucht wird ... Die dramatische Geschichte des Suchdienstes", S. 275) 
ermittelte sogar rd. 874.000 deutsche Zivilisten, die wahrscheinlich nach Sibirien und Zentral-
asien verschleppt wurden. Von diesen Deportierten kamen ca. 341.000 in der UdSSR um 
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(x026/91). 
Dr. Gerhard Reichling (langjähriger Mitarbeiter des Statistischen Bundesamtes) ermittelte 
zum "Themenkomplex Verschleppung" für die Vertreibungsgebiete in Ost-Mitteleuropa (ohne 
reichsdeutsche Bombenevakuierte und Dienstverpflichtete) folgende Zahlen (x037/60): 
1.660.000 Reichs- und Volksdeutsche (613.000 Frauen, 796.000 Männer und 251.000 Kinder) 
wurden damals in sowjetische Deportationslager verschleppt. Während der sowjetischen Ver-
schleppungsaktion kamen etwa 580.000 Deutsche (226.000 Frauen, 258.000 Männer und 
96.000 Kinder) um. 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Zwangsarbeit" (x051/-
660): >>Nach der Definition der Internationalen Arbeitsorganisation von 1930 "jede Art von 
Arbeit oder Dienstleistung, die von einer Person unter Androhung irgendeiner Strafe verlangt 
wird und für die sie sich nicht freiwillig zur Verfügung gestellt hat".  
Im Zweiten Weltkrieg konnte die deutsche Rüstungsindustrie ihre erstaunlichen Leistungen 
nur durch einen hohen Anteil von Zwangsarbeit erbringen, die v.a. von Fremdarbeitern und 
Kriegsgefangenen geleistet wurde. Zwangsarbeit der deutschen Kriegsgefangenen wurde im 
und nach dem Krieg in der Sowjetunion und in geringem Maßstab auch in Frankreich, Belgien 
z.B. als Reparationsleistung und Wiedergutmachung gefordert.  
In der Menschenrechtsdeklaration der Vereinten Nationen von 1948 wurde Zwangsarbeit ge-
ächtet, das Grundgesetz untersagt sie in Artikel 12.<<  
Diese Zwangsdeportationen verstießen eindeutig gegen die verbindlichen Völkerrechtsnormen 
der Haager Landkriegsordnung, denn Zwangsverschickungen von Menschen in Gebiete au-
ßerhalb des angestammten Siedlungsgebietes durch den eigenen Staat oder eine Besatzungs-
macht waren schon damals nur als "ordnungsmäßige Kriminalstrafe" und unter menschen-
würdigen Umständen zulässig (x051/111, x077/39). 
Die Zwangsverschleppung der deutschen Zivilisten geriet schon bald in Vergessenheit. In der 
Bundesrepublik Deutschland und der internationalen Öffentlichkeit wurde jahrzehntelang 
nicht über diese völkerrechtswidrige Versklavung der ost- und volksdeutschen Zivilisten be-
richtet. 
Der nordamerikanische Hauptankläger im Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß, Robert Jack-
son, der das NS-Regime konsequent bekämpfte, kritisierte später die nordamerikanische Zu-
stimmung zur Sklavenarbeit im Osten (x025/125): >>Was die Welt braucht, ist bestimmt 
nicht die Idee, die einen aus den Konzentrationslagern herauszuholen und die anderen hinein-
zustecken, sondern die Konzentrationslager selbst müssen abgeschafft werden. ... Das wirkli-
che Problem bei der Verschickung von Arbeitskräften wird sein, daß sie niemals wiederkom-
men. ...<< 
Der deutsche Journalist und Schriftsteller Arno Surminski berichtete später über die Deporta-
tionen in Ostpreußen (x039/69): >>Die Verschleppung ... vollzog sich in einer unterkühlten, 
unblutigen Weise, was die Grausamkeit keineswegs milderte. ... Die meisten Männer, die 
Flucht und Front überlebt hatten, aber auch zahlreiche arbeitsfähige Frauen wurden davon 
erfaßt. Sie marschierten unter Bewachung ins nächste Sammellager, in dem Transporte nach 
Rußland vorbereitet wurden. 
Sinn dieser Aktion war es offenbar, deutsche Arbeitskräfte zum Aufbau des zerstörten eigenen 
Landes heranzuziehen. Außerdem sollte die Entfernung der Männer wohl sicherstellen, daß 
keine Partisanentätigkeit hinter der Front aufflackerte.  
Die Verschleppung erfolgte zu einer Zeit, als die Menschen glaubten, das Schlimmste sei vor-
über. Es herrschte schon wieder Ruhe, man lebte zurückgezogen auf den Höfen, vom direkten 
Krieg war kaum noch etwas zu spüren. Plötzlich tauchten kleine Trupps von Soldaten auf. In 
Begleitung einer Dolmetscherin gingen sie von Haus zu Haus. Es folgten Verhöre ... Nur 
Krankheit oder sehr hohes Alter konnten einen Mann davor bewahren, verschleppt zu werden. 
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Erschütternde Szenen haben sich weit hinter der Front angespielt, von niemandem bemerkt, in 
keiner Zeitung, in keiner Chronik erwähnt. 
Zahlreiche Soldaten der russischen Sondereinheiten sah man es an, daß es ihnen weiß Gott 
keinen Spaß machte, ... Familien auseinanderzureißen. ... Es gehört zu den schrecklichen Er-
fahrungen, die nicht nur wir Deutschen, sondern alle Teilnehmer des Zweiten Weltkrieges 
gemacht haben, gemacht haben sollten, daß übergeordnete Befehle die Menschen zu Hand-
lungen bringen können, die sie aus eigenem Antrieb nie getan hätten. 
Die Verschleppungen vollzogen sich in einer beängstigenden Lautlosigkeit. Es gibt über sie 
kaum Fotomaterial und keine dokumentarischen Berichte. Tausende sind spurlos vom Erdbo-
den verschwunden. Verschleppte hatten geringere Überlebenschancen als die regulären deut-
schen Kriegsgefangenen, denn die meisten von ihnen waren alt und kränklich, überlebten 
nicht einmal den Transport nach Rußland.  
Erschütternd zu sehen, wie viele dieser Menschen im festen Glauben an ihre Unschuld ins 
Verderben gerieten. Sie dachten noch in hergebrachten Maßstäben. Wer niemand geschlagen, 
getötet, betrogen oder bestohlen hat, ist nicht schuldig. ...<< 
Der deutsche Historiker Herbert Mitzka schrieb später in seinem Buch "Zur Geschichte der 
Massendeportationen von Ostdeutschen in die Sowjetunion im Jahre 1945" (x024/100): >>... 
Es ist eine Tatsache, daß heute in der westdeutschen Bevölkerung erhebliche Informationsde-
fizite über die Deportations- und Vertreibungsverbrechen bestehen, die 1945 im Osten began-
gen worden sind. Zwar ist das Faktum der Vertreibung vor allem in der älteren Generation 
noch bekannt, aber die Massendeportationen von Ostdeutschen aus den Gebieten jenseits der 
Oder und Neiße und von Volksdeutschen aus Südosteuropa in die Sowjetunion in einer Grö-
ßenordnung, die dem jüdischen Bevölkerungsanteil in Deutschland im Jahre 1933 entspricht, 
sind nicht nur den Durchschnittsbürgern, sondern erstaunlicherweise auch den meisten Intel-
lektuellen in der Bundesrepublik unbekannt geblieben.  
Die Presse der Heimatvertriebenen hat letztlich nur Aufklärung und Information über diese 
Problematik bei denen betreiben können, die es eigentlich schon von Anfang an gewußt ha-
ben. Auch waren viele Verbrechen, die in diesem Zusammenhang von den überlebenden Op-
fern berichtet wurden, so haarsträubend, daß sie von den Westdeutschen für übertrieben gehal-
ten und deshalb teilweise nicht geglaubt wurden.<< 
Der deutsche Historiker Andreas Hillgruber (1925-1989, seit 1965 Prof. in Marburg, Freiburg 
und Köln) berichtete später über die Verschleppung der Reichs- und Volksdeutschen aus Ost-
Mitteleuropa (x024/102): >>Gegenüber der Flucht und Vertreibung, die vielfach beschrieben 
wurden, ist die Deportation von ca. 500.000 Deutschen ... ins Innere der Sowjetunion zu sehr 
in den Hintergrund getreten, obwohl gerade diese Seite der Eroberung des deutschen Ostens 
wie der übrigen ostmitteleuropäischen Gebiete charakteristisch für das stalinistische System 
des Sowjetkommunismus war. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Verschleppung der 
Reichs- und Volksdeutschen aus Ost-Mitteleuropa (x160/3,5): >>Nach Massenmord und 
Massenflucht war die Verschleppung zur Zwangsarbeit der dritte Apokalyptische Reiter, der 
über die Vertreibungsgebiete hinwegfegte. Auf der Jalta-Konferenz im Februar 1945 hatten 
Churchill und Roosevelt Stalin zugestanden, unter der ostdeutschen Zivilbevölkerung auf 
Sklavenjagd zu gehen.  
… Reparationen in Sachleistung, so nannte man in London und Washington diesen Rückfall 
in die Barbarei. Besonders entsetzt reagierte der spätere US-Chefankläger in Nürnberg, Robert 
Jackson. Er mußte nämlich in den Kriegsverbrecher-Prozessen wegen des gleichen Deliktes 
anklagen. ...  
>>... Von Hunderttausenden deutscher Zwangsarbeiter überlebte ... nur etwa jeder zweite (ge-
nau: 55 %).<<  
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Aufgrund der hohen Sterblichkeitsraten stellten die Sowjets die Deportation von ost- und 
volksdeutschen Zivilisten schließlich im April 1945 ein. In jener Zeit gerieten Hunderttausen-
de von deutschen Soldaten in sowjetische Kriegsgefangenschaft, so daß genügend Arbeits-
kräfte für die "Wiederaufbauarbeiten" in der UdSSR vorhanden waren. 
Im Jahre 1948 durfte viele verschleppte reichs- und volksdeutsche Zwangsarbeiter endlich die 
UdSSR verlassen. 
 
Stalins Liquidationspolitik 
Während der sowjetischen "Befreiungsmission" in Ostdeutschland setzte man 1944/45 erst-
malig in der Geschichte der Neuzeit eine reguläre Armee vorsätzlich gegen schutzlose Ange-
hörige (Frauen, Kinder und alte Menschen) des Gegners ein. Nach Stalins Anordnungen hatte 
jedes weibliche deutsche Wesen den Soldaten der Roten Armee "zur Verfügung" zu stehen. 
Dieser Stalinbefehl wurde von gefangenen sowjetischen Soldaten und Offizieren ausdrücklich 
bestätigt (x010/33). Diese neuartige "Kampftaktik" war unfehlbar, denn für einen derartigen 
"schmutzigen Krieg" gegen Zivilisten benötigte man weder zusätzliche Munition noch Treib-
stoffe. 
Es war eine beschämende Tatsache, daß Stalins Armeeführer das Millionenheer der Roten 
Armee nicht angemessen überwachten, sondern die aufgehetzten Soldaten völlig straffrei ge-
währen ließen. Der weitverbreitete Alkoholismus und die absolute Straffreiheit verursachten 
vielerorts verheerende Befreiungskatastrophen.  
Vor allem die sowjetischen Nachschubeinheiten, in denen man überwiegend politische Kader-
abteilungen und fanatische Kommunisten, die sogenannten "Stalin-Schüler" einsetzte, führten 
Stalins Liquidationspolitik befehlsgemäß aus.  
Obgleich im Verlauf des deutsch-sowjetischen Ostkrieges nie Gebiete östlich des Urals be-
setzt wurden, waren es vielfach asiatische Rotarmisten, die mit unfaßbarer Brutalität über die 
deutsche Zivilbevölkerung herfielen (x025/114). 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die systematische Vorgehensweise während der sowjetischen "Befreiungsmission" 
(x001/138E-139E): >>Der Umstand, daß die Abtretung beträchtlicher Teile Ostdeutschlands 
an Polen und die Ausweisung der in diesen Gebieten lebenden Deutschen spätestens seit An-
fang 1944 von den Alliierten geplant und über diese Vorhaben bereits Monate vor Kriegsende 
zwischen den Großen Drei grundsätzliche Einigkeit erzielt worden war, hat die seit Anfang 
Januar 1945 nach Ostdeutschland eindringende Rote Armee und die nachfolgenden polni-
schen Behörden von vornherein dazu bestimmt, der Ausweisung möglichst gründlich vorzu-
arbeiten, ehe diese selbst vollzogen werden konnte.  
Hatte doch Marschall Stalin schon in Jalta zur Beschwichtigung Churchills erklärt, daß nur 
wenige Deutsche zurückbleiben würden, wenn sowjetische Truppen nach Ostdeutschland vor-
drängen. Daran wird deutlich, daß die Flucht der ostdeutschen Bevölkerung, ja möglicherwei-
se ihre Forcierung durch entsprechend radikales Vorgehen der russischen Truppen bereits 
ganz bewußt in Hinsicht auf die spätere Ausweisung als eine begrüßenswerte Vorarbeit ange-
sehen wurde, und es ist sehr wahrscheinlich, daß auch bei späteren sowjetischen Maßnahmen, 
wie der Deportation von Hunderttausenden ostdeutscher Zivilpersonen nach der Sowjetunion, 
der Gesichtspunkt eine Rolle spielte, durch eine Verringerung der Anzahl der noch östlich der 
Oder und Neiße lebenden Deutschen die künftige Ausweisung zu erleichtern. ... 
... Fest steht in jedem Falle, daß schon das Vorgehen der Roten Armee, das die panische Mas-
senflucht der deutschen Ostbevölkerung bewirkte, eine Austreibung mit anderen Mitteln war 
und daß erst recht die zahllosen Übergriffe, Erniedrigungen und Gewalttaten, die die ostdeut-
sche Bevölkerung unter der Herrschaft von Russen und Polen über sich ergehen lassen mußte, 
der schließlichen Austreibung in jeder Weise vorgearbeitet haben.  
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Dies gilt insofern, als während dieser Zeit zahllose Deutsche zugrunde gingen, als die Mehr-
zahl der Überlebenden auf eine Stufe bloßen Vegetierens herabgedrückt wurde, als die innere 
Entfremdung von der Heimat durch Verlust des Eigentums, Entzug des Rechtsschutzes und 
der Existenzmöglichkeiten bei der großen Mehrheit der ostdeutschen Bevölkerung schon er-
reicht war, ehe mit der Ausweisung der letzte Schritt getan wurde. ...<< 
Manche Soldaten der sowjetischen Panzertruppen, die aus der Ukraine und anderen europäi-
schen Gebieten der UdSSR stammten, warnten gelegentlich sogar die Ostdeutschen (x160/6): 
>>Die nach uns kommen sind schlecht. ... Nach uns kommen Stalin-Schüler ...<<  
Ab März 1945 ließ Marschall Shukow erstmalig Flugblätter verteilen und forderte alle Rotar-
misten auf, das Morden, Brandschatzen und Vergewaltigungen zu unterlassen (x001/69E). 
Diese Anordnungen wurden in den letzten Kriegswochen jedoch nur selten beachtet, weil die 
"soldatische Disziplin" der Truppen größtenteils nicht mehr existierte. Einige sowjetische Of-
fiziere hatten längst jegliche Befehlsgewalt verloren.  
Disziplinlose, betrunkene Rotarmisten bedrohten ständig ihre Vorgesetzten. Tausende von 
Rotarmisten verließen eigenmächtig die Kampffronten und zogen als plündernde Marodeure 
durch die Ostprovinzen.  
Manche Nachschubeinheiten transportierten nur noch persönliche Kriegsbeute, so daß der 
Waffen-, Munitions- und Treibstoffnachschub fast völlig zusammenbrach. Angesichts der be-
drohlichen Entwicklung mußte man schließlich sogar NKWD-Einheiten, Panzertruppen oder 
Moskauer Spezialeinheiten einsetzen, um die "soldatische Disziplin" innerhalb der Roten Ar-
mee wieder herzustellen.  
Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann berichtete später über die Verwilderung der Rot-
armisten und die Wiederherstellung der "soldatischen Disziplin" innerhalb der Roten Armee 
(x046/328): >>... Die sowjetischen Frontoberbefehlshaber, die anfangs selber zu Racheakten 
aufgerufen hatten, sahen sich bald genötigt, gegen die Verwilderung, ja Vertierung von be-
trächtlichen Teilen ihrer Truppen einzuschreiten. Alle solche Bemühungen mußten jedoch 
wirkungslos bleiben angesichts der antideutschen Haßpropaganda, die unter der Federführung 
Ehrenburgs bis kurz vor Kriegsschluß weiterlief und die in der Forderung gipfelte, mit 
"Deutschland ein Ende zu machen", in dem Anliegen, das Ehrenburg "bescheiden und ehren-
wert" nannte, nämlich die "Bevölkerung von Deutschland zu vermindern", wobei es nur noch 
darauf ankomme zu entscheiden, ob es besser sei, "die Deutschen mit Äxten oder Knüppeln 
zu erschlagen". 
Stalin persönlich wußte um alle diese ungeheuerlichen Maßnahmen und Vorgänge, er persön-
lich hatte sie in Auftrag gegeben, und er trug für sie die unmittelbare Verantwortung. ...<<  
Im April 1945 erklärte Stalin während eines Gespräches mit dem jugoslawischen General der 
Volksbefreiungsarmee Milovan Djilas (x029/307): >>Sie haben eine Idealvorstellung von der 
Roten Armee. Und sie ist nicht ideal, und kann es auch nicht sein, auch nicht, wenn sie nicht 
einen bestimmten Prozentsatz an Kriminellen umfassen würde:  
Wir haben die Zuchthäuser geöffnet und alle in die Armee abkommandiert. Die Rote Armee 
ist nicht ideal. Hauptsache ist es, daß sie gegen die Deutschen kämpft - und dies tut sie recht 
gut - alles andere spielt ja keine Rolle. ...<<  
Lew Kopelew (1912-1997) berichtete später über die sowjetische Befreiungsmission in Ost-
preußen (x037/135-136): >>Es waren bestimmt zu einem großen Prozent Berufsverbrecher. 
Wir bekamen dort an der 2. Belorussischen Front zu Beginn des Jahres 45 in den ersten Janu-
artagen zur Auffüllung 10 oder 11 sog. Strafkompanien. Jede bestand aus nicht weniger als 
1.000 Mann. Sie kamen aus Straflagern. Es waren keine politischen Gefangenen. Es waren 
bestenfalls Gewohnheitsverbrecher, aber auch Berufsverbrecher. ...  
Diese Strafkompanien, die man aus den Lagern holte, Freiwillige selbstverständlich, da hieß 
es: die erste Wunde, und Du bist frei von allem, und Du bist ein voll mit allen Bürgerrechten 
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versehener Staatsbürger. Nach der ersten Verwundung oder nach der Erfüllung des Auftrages. 
Und die meisten waren eben richtige Berufsdiebe oder von ihnen bereits in Lagern erzogene 
junge Menschen. Die bildeten solche Trupps von "Versprengten". ... 
Außerdem waren es viele junge Menschen. Junge Menschen, die eingezogen waren, aus den 
früheren deutsch besetzten Gebieten. ... Es waren junge Menschen, die mit 17, 18, 19 Jahren 
kamen, die die Okkupation erlebt haben und nicht die beste Erinnerung daran hatten, und die 
nichts gelernt haben außer Schießen, Stechen, Eingraben, Töten, sich vor dem Tod irgendwie 
zu verbergen. ...  
Die wurden von den älteren Genossen mitgenommen. Es galt als, nun wie sagt man, es galt als 
Kavaliersdelikt, und das war noch schrecklicher. Berufsdiebe, Berufsverbrecher, na ja, 
schlimm, daß sie da waren. Aber die Gefährlichsten, die schlimmsten schienen eben diese zu 
sein. Oder ganz gewöhnliche Spießer, kleine Geister, die plötzlich das erlebten, was Dosto-
jewski mit Schrecken vorausgefühlt hat: Alles gestattet.  
Und stell dir vor, was wird später aus unseren Soldaten, die zu Dutzenden über eine Frau her-
fielen? Sie kommen zurück in unsere Städte, zu unseren Mädchen. Das ist schlimmer als jede 
Schande. Das sind hunderttausende von Verbrechern, künftigen Verbrechern, grausame und 
dreiste - mit den Ansprüchen von Helden. ...<< 
US-General Frank A. Keating schrieb später über das Verhalten der sowjetischen Soldaten 
(x028/89-90): >>Als die ersten russischen Truppen in Berlin einmarschierten, behandelten sie 
die Zivilbevölkerung mit tiefer Verachtung und setzten ihren Willen durch, um ihren Stolz 
und ihre Begierden mit rücksichtsloser Unbeherrschtheit zu befriedigen. In vielen Fällen war 
ihr hemmungsloses Treiben dem der barbarischen Horden von Dschingis-Khan zu verglei-
chen. ...<< 
Der deutsche Journalist und Schriftsteller Arno Surminski schrieb später über die "sowjetische 
Befreiungsmission" (x039/71-72): >>Wie ist es zu dieser Katastrophe im deutschen Osten 
gekommen? Der Anstoß zu den Ereignissen des Winters 1945 wurde im Sommer 1941 gege-
ben, als Deutschland die Sowjetunion überfiel. ...  
In der Zwischenzeit war der Haß eskaliert. Die NS-Propaganda hatte die Bewohner Osteuro-
pas zu barbarischen Untermenschen erklärt, 1945 wurde dieser Überheblichkeitswahn auf 
grausame Weise bestraft. 
Die häufigste Erklärung für das Drama gipfelt in der Feststellung: Wer Wind sät, wird Sturm 
ernten. Der Satz soll besagen, daß die Schrecken, mit denen die Rote Armee in Ostdeutsch-
land Einzug hielt, nur eine Antwort auf jene Schrecken waren, die die Deutschen nach Ruß-
land getragen hatten.  
Allein mit dieser Formel dürfen wir uns nicht zufrieden geben, sie wäre zu bequem. Schließ-
lich gab es im Zweiten Weltkrieg auch andere Sieger, bei denen die Deutschen ebenfalls Wind 
gesät hatten, ohne gleich Sturm zu ernten. Außerdem ist da noch der Anspruch der Sieger des 
Zweiten Weltkrieges, die bessere, die menschlichere Seite vertreten zu haben. Wer mit sol-
chen Ansprüchen in die Geschichte eingehen will, muß es sich gefallen lassen, daß seine Ta-
ten gewogen und geprüft werden.  
Die Rote Armee des Zweiten Weltkrieges war eine fast geschlagene Armee, die plötzlich das 
Blatt wenden, und als Sieger in feindliches Land einrücken konnte. Wie wir heute aus Tages-
befehlen und Flugblättern wissen, ist die Kampfmoral der Soldaten mit dem Versprechen auf 
Beute, Frauen und Alkohol angefacht worden. ...  
Wer Frauen als Beute verspricht, kann den einrückenden Soldaten später, wenn es um die 
Beute geht, nicht Disziplin und Ordnung vorschreiben. ... 
Viele Soldaten der Roten Armee waren sich nicht der Tatsache bewußt, etwas von der Norm 
Abweichendes, Unrechtes gegenüber der deutschen Zivilbevölkerung zu tun. Um das zu ver-
stehen, ist ein Blick in die Geschichte der Sowjetunion erforderlich. In den Wirren von Revo-
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lution und Bürgerkrieg sind Millionen russischer Menschen umgekommen. Danach folgten 
entsetzliche Hungersnöte und politische Säuberungen. Zwangsarbeit, also das, was die Deut-
schen nach dem Kriege als Verschleppung erfahren mußten, war für die russischen Menschen 
nichts Ungewöhnliches.  
Der Archipel Gulag wurde schon in Friedenszeiten zu einer furchtbaren Realität. Das Leben 
der Sowjetmenschen war in der Stalinzeit wohlfeil (billig bzw. wertlos), was übrigens auch 
die russischen Kriegsgefangenen erfahren mußten, die von der Roten Armee aus deutscher 
Hand befreit wurden. Ihr Schicksal war nicht viel angenehmer als das der Deutschen.  
Wenn schon dem eigenen Volk ein solcher Blutzoll abverlangt wird, wie sollte da Anlaß be-
stehen, Direktiven über die angemessene Behandlung der deutschen Zivilbevölkerung heraus-
zugeben? Warum den Feind mehr schonen als die eigenen Leute? ... 
Die Sowjetunion hat in der Zeit ihres größten militärischen Triumphes ihre schwerste morali-
sche Niederlage erlitten. Wie eine unsichtbare Wand des Mißtrauens liegen die Ereignisse von 
1945 zwischen der Sowjetunion und den europäischen Ländern. Es sind übrigens nicht die 
Deutschen allein, die mit Schaudern an die Befreiung im Jahre 1945 zurückdenken. ...  
Millionen Menschen stellen folgende simple Überlegungen an: Wenn ein System, das die 
Menschheit befreien und beglücken will, mit einer solchen Brutalität über andere Menschen 
herfällt, kann an ihm etwas nicht stimmen. 
Unverständlich bleibt, warum die Sowjetunion im Jahre 1956, als sie mit Stalin abrechnete, 
nicht bereit war, die düsteren Seiten des Sieges von 1945 aufzuarbeiten. Es hätte einen glaub-
würdigen Neubeginn gegeben, wenn die neue Führung die Übergriffe des Jahres 1945 einge-
räumt und bedauert hätte, statt an dem Propagandabild des als Befreier umjubelten Sowjetsol-
daten festzuhalten, eine Bild, das Karikatur bleiben muß, solange es Augenzeugen gibt. ... 
Was wäre geschehen, wenn die Rote Armee die Nazi-Propaganda eindrucksvoll widerlegt 
hätte, wenn sie als eine Armee des humanen Kommunismus in Europa eingezogen wäre? Die 
Landkarte Europas hätte heute ein anderes Gesicht. ...<< 
Der deutsche Schriftsteller Jürgen Thorwald (1915-2006) stellte später in seinem Buch "Die 
große Flucht" folgerichtig fest, daß es sich bei diesen "Flucht- und Vertreibungsverbrechen" 
nicht um zufällige Einzelaktionen rachsüchtiger Soldaten und Zivilisten handelte, sondern um 
eine neuartige Form staatlich gelenkter Liquidationspolitik (x027/91): >>Die schlimmste An-
klage gegen die Sowjetunion wird bleiben, daß sie sich dieser brutalen und unmenschlichen 
Propaganda und ihrer Folgen nach dem Betreten des deutschen Bodens bediente, um einen 
vorgefaßten Plan zu verwirklichen. Das Geschehene in den Gebieten rechts der Oder war 
nicht das zufällige Ineinanderlaufen unzähliger Einzelaktionen aus dem Haß und dem Rache-
durst und der Gier blindwütig gewordener Soldaten, sondern ein wohlvorbereitetes System zur 
Dezimierung und Vertreibung der Deutschen aus diesem Gebiet.  
Die Rote Armee hatte bewußt auf einen Verwaltungsapparat in diesem Gebiet verzichtet, weil 
es unumstößlicher Beschluß war, diese Gebiete für immer von Deutschland zu Gunsten eines 
sowjetfreundlichen Polen abzutrennen. Deswegen hatte sie nicht das geringste Interesse daran, 
in diesem Gebiet das Leben zu normalisieren. Es war für sie beschlossene Sache, den Polen 
zwar den Raum, aber möglichst keine Reichtümer zu überlassen. In jeder Stadt und in jedem 
Dorf Schlesiens wurden daher sofort nach der Eroberung Lager eingerichtet, die der Erfassung 
des Beutegutes dienten. ...<< 
Alfred Grosser (französischer Politologe und Publizist) schrieb zum Thema "Urheber von 
Gewaltmaßnahmen" (x075/27): >>Es ist gerechtfertigt, Leiden und Tod genauer ins Auge zu 
fassen, wenn sie von einer politischen Macht ausgehen oder in ihrem Namen geschehen, als 
wenn sie von einem einzelnen oder einer Gruppe einem anderen einzelnen oder einer anderen 
Gruppe zugefügt werden. 
Auch in Fällen von Lynchjustiz haben die Machthaber nur selten ihre Hände nicht im Spiel. 
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Auch ein Pogrom kommt selten "spontan" zustande. Und dem Verbrechen von oben ent-
sprechen oft die Verbrechen von unten. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über den Einmarsch der 
Roten Armee und die Motive der sowjetischen Gewalttäter (x160/6-7): >>Zu jedem Verbre-
chen gehört ein Motiv.  
Im Bundesarchiv in Koblenz haben sich Historiker daher die Mühe gemacht, die Motive der 
Vertreibungsverbrechen mit wissenschaftlichen Methoden anzugeben. Dabei zeigen sich in-
teressante Ergebnisse. Gewisse Teile der Roten Armee haben massenhafte Verbrechen began-
gen, andere fast gar keine. Es wurde nun gefragt: Wie sahen die Einheiten aus, die zu Verbre-
chen neigten? Die Antwort war verblüffend einfach: Je mehr Kommunisten und Komsomol-
zen, desto mehr Verbrechen. Oft warnten die weniger indoktrinierten Verbände sogar die Zi-
vilbevölkerung ausdrücklich: "Die nach uns kommen sind schlecht. Nach uns kommen Stalin-
Schüler." 
Weiter wurde gefragt: Was war es denn, das die Stalinschüler bei ihrem Lehrmeister lernten? 
Wieder ist die Antwort einfach: den Haß. Von Mai 1942 bis April 1945 rollte in Moskau eine 
Haßkampagne, die die Welt in dieser Breite, Dauer und Wucht noch nicht gesehen hatte. "Die 
Deutschen sind keine Menschen", "Schlag die Deutschen tot", "Es gibt für uns nichts Lustige-
res als deutsche Leichen", so tönten Millionen Flugblätter, so schrieben Zeitungen in Millio-
nenauflage, so hörten es Millionen im Radio. Nicht einmal, sondern fast täglich, jahrelang. 
Gläubige Christen kennen zehn Gebote. Gläubige Kommunisten kannten damals nur ein Ge-
bot: Töte den Deutschen! Allein vom sowjetischen Chefpropagandisten Ehrenburg sind rd. 
3.000 Aufrufe zum Haß bekannt.  
Aber war nicht der Haß das Ergebnis des deutschen Überfalls? Starben nicht im Zweiten 
Weltkrieg 20 Millionen Sowjetbürger? Nun, die 20 Millionen sind keine Propagandabehaup-
tung; die Zahl stimmt. Was die Propaganda verschweigt, ist die Tatsache, daß weit über die 
Hälfte dieser Menschen nicht Hitler-, sondern Stalin-Opfer sind. Bei Hitlers Einmarsch wurde 
Stalin von panischer Angst vor Rebellion und Umsturz ergriffen. Er wütete wie ein Rasender 
gegen verdächtige Russen und gegen die unterdrückten nichtrussischen Völker wie Balten, 
Ukrainer, Krimtataren etc. und nach dem Rückzug der Deutschen noch einmal gegen echte 
oder vermeintliche Kollaborateure und Antikommunisten. 
Am 16. August 1986 mußte daher die "Neue Zürcher" bemerken: "Für Statistiker bleibt der 
Verdacht bestehen, daß die heute immer wieder genannte Zahl von 20 Millionen Kriegstoten 
auch die Opfer von Säuberungen einschließt, zumal Stalin selbst 1946 von 7 Millionen sprach 
und die wenige Jahre später erschienene "Große Sowjetenzyklopädie" sie auf 10 Millionen 
bezifferte." 
Freilich bestand die Besatzungspolitik der Nationalsozialisten im russischen Hinterland meist 
unter den Fixsternen von Dünkel, Dummheit und Brutalität. Wer wollte das ernsthaft bestrei-
ten? Trotzdem, wer beim heutigen Stand der Wissenschaft behauptet, die Mehrzahl der 
Verbrechen der Roten Armee in Ostdeutschland sei rein spontan geschehen, muß sich mit ei-
ner Reihe von Fragen auseinandersetzen, z.B.:  
1. Wozu die jahrelange Haßkampagne, wenn die Sowjetsoldaten sowieso schon alles Deut-
sche ausmerzen wollten? 
2. Warum haben sich einzelne Einheiten halbwegs korrekt verhalten und andere nicht, obwohl 
doch alle etwa die gleichen Erfahrungen mit der NS-Besatzung gemacht hatten? 
3. Warum hat man an der deutschen Grenze Schilder aufgestellt: "Rotarmist, du stehst jetzt 
auf deutschem Boden - die Stunde der Rache hat geschlagen!"  
4. Warum wurde die offizielle Haßpropaganda schlagartig gestoppt, als die Oder-Neiße-Linie 
erreicht war?  
Die letzte Frage dürfte die vorangegangenen beantworten. Die Mehrheit der seriösen Histori-
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ker ist sich heute wohl einig, daß es Stalin in erster Linie darum ging, in den Vertreibungsge-
bieten vollendete Tatsachen zu schaffen. Man kann den historischen Tatbestand auf die kurze 
historische Formel bringen: Die Vertreibungsverbrechen waren keine Häufung von Ausschrei-
tungen, sondern eine neuartige Form staatlich gelenkter Liquidationspolitik.<< 
Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann (1930-2002) berichtete später über Stalins Haß-
kampagne (x046/282-286,328): >>... Es war ... durchaus nicht etwa so, daß, wie in Fortfüh-
rung der Sowjetpropaganda auch heute noch kolportiert wird, die Sowjetsoldaten von vorn-
herein erfüllt gewesen wären von infernalischen Haß- und Rachegefühlen, sondern solche Ge-
lüste mußten in ihnen systematisch, mit Vorbedacht und kaltem Kalkül erst hervorgerufen 
werden.  
Die Rotarmisten wurden aufgehetzt in ganz bestimmter Absicht. Denn Stalin und die militäri-
sche und politische Führung der Roten Armee waren sich sehr wohl des oft mangelnden 'So-
wjetpatriotismus' und der zunehmenden Kriegsmüdigkeit der Sowjetsoldaten bewußt, und da 
man nicht an die höheren menschlichen Empfindungen appellieren konnte, mußten die niede-
ren Instinkte geweckt werden, um ein maximales Maß an Kampfanstrengungen zu erzielen.  
Die "Geschichte des Großen Vaterländischen Krieges der Sowjetunion" macht keinen Hehl 
daraus, "daß man keinen Feind besiegen kann, wenn man ihn nicht aus vollster Seele haßt". 
Aus diesem Grunde sei es eine der wichtigsten Aufgaben der politischen Arbeit, der Kom-
mandeure und Politarbeiter gewesen, die Sowjetsoldaten zu einem "glühenden Haß gegen die 
faschistischen Okkupanten" zu erziehen. Und zu diesem Ziel waren denn auch die verwerf-
lichsten Mittel recht. ... 
Dem Eindringen der Truppen der Roten Armee in Deutschland war eine "systematische, pro-
pagandistische Aufwiegelung" vorausgegangen, "in der der Haß gegen alles Deutsche in einer 
bisher unvorstellbaren Weise" angefacht werden sollte, wie der Chef der Abteilung Fremde 
Heere Ost des Generalstabes des Heeres, Generalmajor Gehlen, nach Analyse der erbeuteten 
sowjetischen Dokumente am 22. Februar und 23. März 1945 feststellte.  
Es war aber nicht nur die Agitation des politischen Apparates, die die Sowjetsoldaten dazu 
aufrief, grausame Rache zu nehmen. Die militärischen Kommandobehörden standen demsel-
ben in keiner Weise nach. Auch von seiten der Stäbe der Fronten und Armeen waren Tagesbe-
fehle ergangen, deren Inhalt allgemein als Aufforderung zum 'Morden und Rauben' ausgelegt 
und aufgefaßt werden mußte. Der durchschnittliche Rotarmist wurde jedenfalls nicht in Zwei-
fel darüber gelassen, daß er in Deutschland freie Hand haben würde und mit der Zivilbevölke-
rung und ihrem Besitz nach Belieben umspringen könne. ... 
... Die Überschreitung der Reichsgrenze wurde nunmehr zum Anlaß genommen, um die So-
wjetsoldaten mit der von der Sache her unzutreffenden Behauptung aufzuputschen, die deut-
schen Soldaten hätten "das russische Kind gemordet, die Frau, Braut und Schwester vergewal-
tigt, die Mutter und den Vater erschossen".  
"Die Qualen der Gemordeten, das Stöhnen der lebendig Begrabenen, die unstillbaren Tränen 
der Mutter", so der Kriegsrat der 3. Weißrussischen Front in seinem Tagesbefehl, "fordern 
Euch zu schonungsloser Rache auf. ... Möge der blutrünstige, verhaßte Feind, der uns so viel 
Leid und Qualen zugefügt hat, erzittern und in den Strömen seines eigenen schwarzen Blutes 
ertrinken".  
Wenn, wie hier deutlich wird, schon die führenden Kommandobehörden die Begehung von 
Racheakten jetzt als 'heilige Pflicht' hinstellten, dann war es nicht verwunderlich, daß erst 
recht die nachgeordneten Befehlsstellen "die sinnlosen Greuel und Zerstörungen nicht nur ge-
duldet, sondern die ihnen unterstellten Truppenteile dazu noch aufgefordert" haben.  
So beispielsweise wurde im Auftrage des Divisionskommandeurs, Oberst Eliseev, im 1. Ba-
taillon des Schützenregimentes 557 der 153. Schützendivision zu Anfang Oktober 1944 fol-
gendes bekanntgegeben:  
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"Wir marschieren nach Ostpreußen. Den Rotarmisten und den Offizieren werden folgende 
Rechte eingeräumt:  
1. Jeden beliebigen Deutschen zu vernichten,  
2. Plünderungen des Eigentums,  
3. Vergewaltigung der Frauen,  
4. Brandschatzung,  
5. Die Soldaten der ROA (eine russische Befreiungsarmee) werden nicht gefangengenommen. 
Jede Patrone ist für sie unnütz. Sie werden erschlagen bzw. mit den Füßen zertrampelt. ..." 
Was sich im Herbst 1944 in Ostpreußen an "Übergriffen und bestialischen Greueltaten" abge-
spielt hatte, waren auch keine Einzelerscheinungen, vielmehr wiederholten sich diese Vorgän-
ge in riesigem Maßstabe in den deutschen Ostprovinzen nach Beginn der sowjetischen Win-
teroffensive am 13. Januar 1945.  
Niemand wird einen Heeres- oder Truppführer tadeln können, wenn er in der zu diesem 
Zweck immer leicht phrasenhaften Sprache von Tagesbefehlen seine Soldaten vor entschei-
denden Kämpfen zu Tapferkeit und unbedingtem Siegeswillen aufruft.  
Wenn aber, wie geschehen, der Oberbefehlshaber der 1. Weißrussischen Front, Marshall Shu-
kow, an die niedersten Haß- und Rachegefühle appellierte, wenn er fast unverhüllt und im 
Wissen darum, zur Begehung von Gewaltakten an der Zivilbevölkerung aufforderte, dann 
setzte er sich nicht zuletzt auch in Widerspruch zu den Traditionen des russischen Heeres. 
Gerade ein Vorbild russischen Soldatentums wie der Kaiserlich Russische Feldmarschall Graf 
Suvorov-Rymnikskij ... hatte, so etwa bei Warschau 1794, den Wehrlosen und Besiegten ge-
genüber immer Großmut und Schonung walten lassen und seine Truppen bei jeder Gelegen-
heit an die Soldatentugenden erinnert. ...<< 
>>... Nach dem Eindringen der Sowjettruppen in das deutsche Reichsgebiet im Oktober 1944 
waren es dann nicht nur wehrlose Kriegsgefangene allein, sondern auch deutsche Zivilperso-
nen, Männer, Frauen und Kinder, die der aufgehetzten Soldateska zum Opfer fielen. Minde-
stens 120.000 von ihnen sind erschlagen worden, 100.000-200.000 weitere in Gefängnissen 
und Lagern zugrundegegangen. Mehr als 250.000 Zivilpersonen starben als Arbeitssklaven 
während oder nach der Deportation in die Union Sozialistischer Sowjetrepubliken und, unzäh-
lige andere, in Königsberg allein 90.000, sind verhungert.  
Insgesamt wurde in den späteren 'Vertreibungsgebieten' eine Zahl von 2,2 Millionen 'unge-
klärter Fälle' geschätzt, die in ihrer Mehrheit bei weiterer Begriffsauslegung als "Verbre-
chensopfer", das heißt als Opfer des antideutschen Genozids, anzusehen sind. ...<< 
Das unvorstellbare Ausmaß und die gesellschaftspolitischen Folgen der unfaßbaren Gewaltta-
ten, die sich während der angeblichen "sowjetischen Befreiungsmission" ereigneten, wurden 
nach dem Krieg zum brisanten Tabuthema erklärt. Die Regierungen der UdSSR leugneten 
jahrzehntelang alle Kriegsverbrechen und gaben nie öffentliche oder offizielle Entschuldigun-
gen ab. Die sog. Befreiungs- und Nachkriegskatastrophen der Deutschen wurden bis zum heu-
tigen Tag von allen deutschen Bundesregierungen tabuisiert und feige verdrängt, um die ver-
meintlich guten diplomatischen Beziehungen mit den osteuropäischen Staaten nicht zu stören 
oder zu gefährden. 
Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann berichtete später über die "Ausblendung" der so-
wjetischen Verbrechen (x046/20): >>In der Sowjetunion sind auch von deutscher Seite 
Verbrechen begangen worden, für die vor allem die zuständigen Organe des Reichsführers SS 
Himmler die Verantwortung tragen. Doch alle diese Untaten sind immer wieder Gegenstand 
eingehender Schilderungen; sie sind heute fast bis ins Detail bekannt.  
Die von den Sowjets begangenen Verbrechen dagegen werden bewußt und methodisch der 
Vergessenheit anheimgegeben, denn um keinen Preis darf ja so etwas wie eine "Aufrechnung" 
stattfinden. Und dabei gehört der historische Vergleich, das Aufzeigen von Zusammenhängen 
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und Parallelitäten doch zu den unveräußerlichen Pflichten einer wahrheitsgetreuen Ge-
schichtsschreibung, soll anders nicht bewußt einem einseitigen Bild der Geschehnisse Vor-
schub geleistet werden. ...<< 
Der US-Politikwissenschaftler Brzezinski (von 1966-1968 und 1977-1981 Sicherheitsberater 
der US-Präsidenten Johnson und Carter) berichtete später über die sowjetischen Massen-
verbrechen (x046/191): >>Hitlers Verbrechen werden immer noch gerecht bestraft. Aber in 
der Sowjetunion gibt es buchstäblich Tausende von ehemaligen Killern und ehemaligen Folte-
rern, die von offiziellen Pensionen leben und den verschiedenen revolutionären Festlichkeiten, 
geschmückt mit ihren Medaillen, beiwohnen. ...<< 
 
 
 


